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1. Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§1 bis 11 BauNVO)

Gewerbegebiet § 8 BauNVO Abs. 2 Satz 1 & 2 und Abs. 3 Satz 1GE

Zulässig sind in GE
I
 bis GE

III
:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe
2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude
3. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen so wie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter
 
Unzulässig sind in GE

I
 bis GE

III
:

1. Tankstellen
2. Anlagen für sportliche Zwecke
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
4. Vergnügungsstätten

2. Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §16 BauNVO)

In Anlehnung an die Orientierungswerte für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung 
des § 17 BauNVO in GE

I
 bis GE

III 
ist die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) mit 0,9 

und die maximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) mit 2,4 festgesetzt.
 
Zulässig in GE

I
 sind zwei Wohneinheiten für Betriebsleiter und Bereitschaftspersonal

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

6. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

öffentliche Verkehrsfläche

10. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz 
und die Regelung des Wasserabflusses

Flächen für die Wasserwirtschaft

15. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Nutzungsschablone:

Umgrenzung von Nebenanlagen und Parkflächen

1001
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (3/5)

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (4/5) TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (5/5)

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN (1/1)

1. Denkmalpflege
Eventuell auftretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische 
Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 
BayDSchG.
 
2. Wasserwirtschaft/Altlasten
Es wird empfohlen, bei evtl. erforderlichen Aushubarbeiten das anstehende Erdreich generell 
von einer fachkundigen Person organoleptisch beurteilen zu lassen. Bei offensichtlichen 
Störungen oder anderen Verdachtsmomenten (Geruch, Optik, etc.) ist das Land
ratsamt bzw. das WWA Landshut zu informieren.
 
3. Abfallentsorgung
Die gesetzlichen Regelungen, insbesondere die jeweils gültige Abfallwirtschaftssatzung des 
Entsorgers sind zu beachten.
 
4. Sichtdreiecke
Die Sichtfelder sind von Sichthindernissen jeglicher Art (Einfriedungen, Bepflanzungen, 
gelagerte Gegenstände, etc.) über 80 cm Höhe über der Straßenoberkante des 
angrenzenden Fahrbahnrandes freizuhalten. Bäume als Hochstämme mit einem 
Kronenansatz von min
d. 2,5 m Höhe sind zulässig.
 
5. Brandschutz
Die Erfüllung der brandschutzrechtlichen Anforderungen für bauliche Anlagen gilt als Teil der 
gesicherten Erschließung eines Bauvorhabens und ist somit Genehmigungsvoraussetzung. 
Eine frühzeitige und eigenverantwortliche Abstimmung dieser Anforderungen ist 
sicherzustellen. Der genaue Standort der Hydranten und Wasserentnahmestellen ist in 
Absprache mit der örtlichen Feuerwehr festzulegen und im Erschließungsplan darzustellen. 
Es ist ein Feuerwehrplan zu erstellen, der mit der zuständigen Feuerwehr abgestimmt und 
anschließend übergeben werden muss. Die Löschwasserversorgung ist im Zuge der 
Erschließungsmaßnahmen und vor Beginn der ersten weiteren Bebauung zu sichern und bei 
Bedarf zu errichten. 
Bepflanzung nach Grünordnung: Die Bepflanzung nach Grünordnungsplan ist so 
auszuführen, dass die Bewegungs- und Aufstellflächen der Feuerwehr gemäß den Richtlinien 
des Freistaates Bayern nicht beeinträchtigt werden. Eventuelle Beeinträchtigungen durch 
Zuwachs oder dergleichen sind unverzüglich zu beseitigen.
 
6. Beleuchtung
Bei der Außenbeleuchtung dürfen ausschließlich insektenunschädliche Lampen verwendet 
werden.
 
7. Flächen für Ver- und Entsorgungsleitungen
Alle Ver- und Entsorgungsleitungen sind im Baugebiet unterirdisch zu verlegen.
 
8. Schmutzwasser
Die gesamte Kanalerschließung erfolgt im Trennsystem über die gemeindlichen Anschlüsse.
Das Gebiet wird an das bestehende Schmutzwassersystem angeschlossen.

LUFTBILD MIT ERSCHLIESSUNG (M: 1/10.000)

9. Wasserwirtschaft
 
9.1 Niederschlagswasser
Das Niederschlagswasser soll breitflächig über die belebte Oberbodenzone versickert 
werden. 
Das Dachflächenwasser ist auf dem Grundstück selbst einer geeigneten Einrichtung (z.B. 
Rückhaltebecken) zuzuführen, zu sammeln und gedrosselt in die nächste Vorflut 
abzuleiten. 
 
9.2 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
Ein evtl. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen hat entsprechend den einschlägigen 
Vorschriften, insbesondere der Bundesanlagenverordnung (Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen - AwSV) zu erfolgen. Eine Lagerung 
wassergefährdender Stoffe ist nur unter folgenden Voraussetzungen zulässig:
Die Eignung der Behälter ist vor Einbau nachzuweisen. Dieser Nachweis ist auch dem 
Sachverständigen bei der erstmaligen Prüfung vorzulegen.
Anlagen und Anlagenteile sind in einem ausreichend standsicheren Lagerraum bzw. 
Gebäudegeschoss untergebracht. Für Anlagenteile außerhalb des Lagerraumes gelten die 
oben genannten Anforderungen.
 
Die Lagergüter müssen standsicher und in einem derart funktionierenden Zustand 
aufgestellt sein, dass keine wassergefährdenden Stoffe austreten können. Der Umgang 
mit bestimmten wassergefährdenden Stoffen, die schwerer als Wasser sind und hohe 
Mobilität im Untergrund besitzen, ist nicht zulässig.
 
9.3 Überschwemmungsgebiet
Teile des Betriebs befinden sich im Überschwemmungsgebiet. Eine 
Ausnahmegenehmigung nach §78 Abs. 2 WHG ist notwendig.
Eine hochwasserangepasste Nutzung im Bereich des Überschwemmungsgebietes durch 
Aufständerung der Lagerstellen für Holz über die festgesetzte Hochwasserkote durch 
einzelne Punktfundamente bzw. Betonstützen ist umzusetzen.
Eingriffe in den Retentionsraum müssen funktionsgleich, volumengleich und zeitgleich 
ausgeglichen werden. Die Kompensierung des Retentionsraums ist durch Geländeabtrag 
im Uferbereichauf der Flurnummer 1402 in der Gemarkung Weihmichl vorgesehen.
 
10. Schallschutz
Als Beurteilungsgrundlage wird die TA-Lärm bzw. die DIN 18005 herangezogen.
Gemäß Schallgutachten sind folgende Auflagen festgesetzt:
Der Betrieb in der geplanten Sägehalle 2, der neuen Sortieranlage sowie der 
Schnittholzsortier- und bearbeitungshalle 3 ist auf 11 Stunden im Zeitraum von 07.00 – 
20.00 Uhr zu beschränken.
Die Außenbauteile der geplanten Sägehalle 2 sowie der neuen Sortieranlage müssen 
mindestens die folgenden bewerteten Schalldämmmaße einhalten:
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14. Grünordnung
 
14.1 Bestandsschutz und Pflege bestehender Gehölze
Der Bestand an Bäumen ist zu erhalten, fachgerecht zu pflegen und vor Beeinträchtigungen, 
insbesondere Einschränkung ihrer Lebensbedingungen, mechanischen Beschädigungen 
ober- und unterirdischer Baumteile, Abgrabungen und Aufschüttungen im Wurzelbereich, 
Bodenverdichtung, Bodenverunreinigung und Versiegelung sowie vor Zerstörungen zu 
schützen. Fremde Gehölzaufwüchse und invasive Arten sind in den ersten drei Jahren durch 
Ausmähen zu entfernen. 
 
Es ist auch sicherzustellen, dass hier keine Beeinträchtigungen erfolgen, z. B. durch 
Entsorgung von Grünschnitt, Nutzung als Lagerfläche, Gartenfläche oder Freizeitfläche. 
Düngung und die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln nicht zulässig. 
 
15. Eingriff und Ausgleich
Zur Ermittlung des Ausgleichs wird der Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und 
Landschaft“ (2021) herangezogen. Die bereits als Innenbereich vorliegende Fläche wurde in 
der Bilanzierung ausgenommen. Der auszugleichende Biotoptyp der bestehenden 
Erweiterungsfläche wurde anhand historischer Luftbilder als G11 bewertet. 
Die Wertepunkte (WP) des Biotop- und Nutzungstyps (BNT) der intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Flächen liegen demnach bei 3. Die Grundflächenzahl (= GRZ) beschreibt das Maß 
der baulichen Nutzung und liegt bei den beplanten Flächen bei 0,9. 
Der nach § 1a Abs. 3 in Verbindung mit § 9 Abs. 1a BauGB erforderliche Ausgleich über 
64.865 WP wird auf der Flurnummer 1402 Gmkg. Weihmichl erbracht.
 
15.1 Entwicklung eines Extensivgrünlandes (G212)
Im planlich festgelegten Bereich der Flurnummer 1402 (Gemarkung Weihmichl) ist ein mäßig 
extensiv genutztes, artenreiches Grünland (G212) zu entwickeln. Daher ist auf dem 
Ackerstandort eine Grünlandansaat (autochthones Saatgut der Herkunftsregion 16 oder 
lokal gewonnenes Mähgut) vorzunehmen. In den ersten 5 Jahren ist aufgrund des 
Nährstoffüberschusses der Ackerfläche eine 3-malige Mahd durchzuführen. Nach 5 Jahren 
kann die Mahd auf 1-2-mal pro Jahr reduziert werden (Schnitthöhe 10 cm). Das Mähgut ist 
abzutransportieren. Alternativ kann eine Beweidung durchgeführt werden. 
1. Schnitt nicht vor dem 15.06..
 
Pflege/ Meldung:
Die Ausgleichsfläche ist auf einen Zeitraum von 25 Jahren zu unterhalten.
Die Ausgleichsfläche ist dem Bay. Landesamt für Umwelt zur Eintragung in das Bay. 
Ökoflächenkataster zu melden.

1. Art der baulichen Nutzung (§9 Abs.1 BauGB) 
Gewerbegebiet GE (gemäß § 8 BauNVO Abs. 2 Satz 1 & 2 und Abs. 3 Satz 1) 
Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden 
Gewerbebetrieben.
 
Zulässig sind in GE

I
 bis -GE

III
:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
3. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen so wie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter
 
Unzulässig sind in GE

I
 bis -GE

III
:

1. Tankstellen,
2. Anlagen für sportliche Zwecke,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,
4. Vergnügungsstätten
 
2. Maß der baulichen Nutzung
In Anlehnung an die Orientierungswerte für die Bestimmung des Maßes der baulichen 
Nutzung des § 17 BauNVO in GE

I
 bis -GE

III
 ist die maximal zulässige Grundflächenzahl 

(GRZ) mit 0,9 und die maximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) mit 2,4 festgesetzt.
 
Zulässig in GE

I
 sind zwei Wohneinheiten für Betriebsleiter und Bereitschaftspersonal.

 
3. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
Baukörper sind nur innerhalb der dargestellten Baugrenze zulässig.
 
Es wird gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO eine abweichende Bauweise festgesetzt. 
Gebäudelängen über 50 m sind dabei zulässig.
Grenzbebauungen über 9 m Länge sind im Bereich der Baugrenzen zulässig.
 
Im festgesetzten Bereich der Nebenanlage GE

II 
 sind Flächenbefestigungen und 

aufgeständerte Holzlager zulässig. 
 
Festsetzung entsprechend der Planeintragung. (siehe Nutzungsschablone)
 
4. Nicht überbaubare Grundstücksflächen
Ein Überschreiten von Baugrenzen durch Gebäudeteile sowie baulichen Anlagen ist bis zu 
einer maximalen Länge von 5,0 m und einer maximalen Tiefe von 0,5 m ausnahmsweise 
zulässig, wenn dem nicht andere Belange entgegenstehen.
Auf den im Geltungsbereich liegenden Grundstücksflächen sind Stellplätze nach der 
GaStellV zu erbringen.
 
5. Gestaltung der baulichen Anlagen
Gebäudehöhen: nach GE Aufteilung
 
GE I:      max Wandhöhe 12,0 m 
GE II:     max Wandhöhe 15,5 m 
GE III:    max Wandhöhe 10,0 m 

 
 

 

       
 

       
 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

Es sind bei beiden Gebäuden alle Tür- und Toröffnungen, während des Betriebes 
geschlossen zu halten.
 
Das Vorhaltemaß ist zu berücksichtigen.
 
Die geplante Trockenkammer darf den angegeben Schallleistungspegel von 90 dB(A) nicht 
überschreiten.
 
Der Einsatz von Kleingeräten, wie z. B. Kreissägen, ist im Bereich der Schnittholzsortier- und 
Bearbeitungshalle 2 auf eine Stunde im Zeitraum von 07.00 – 20.00 Uhr zu beschränken.
 
Der Kamin der geplanten Heizanlage darf einen Schallleistungspegel von 80 dB(A) nicht 
überschreiten.
 
Der Container der geplanten Heizanlage muss mindestens die folgenden bewerteten 
Schalldämmmaße einhalten:
 
  R‘
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  R‘
w,Dach

   23 dB
  R‘

w,Tor  
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11. Verkehrsflächen, Zufahrten
Innerhalb der im Plan gekennzeichneten Verkehrsflächen sind notwendige Zufahrten und 
Aufstellflächen zur Ver- und Entsorgung sowie für Rettungsdienste und Feuerwehr zulässig.
 
12. Geländeveränderung im Plangebiet
Im Geltungsbereich sind Geländeveränderungen von max. 1 m zulässig.
Zu jedem Bauantrag ist ein Geländeschnitt einzureichen, der den ursprünglichen (nach 
erfolgter Erschließung) sowie den geplanten Geländeverlauf auf dem Grundstück darstellt.
Geländeaufschüttungen sind so vorzunehmen, dass das anfallende Oberflächenwasser nicht 
auf das Nachbargelände abfließt. Negative Auswirkungen auf Nachbargrundstücke durch 
Geländeveränderungen sind unzulässig.
 
13. Löschwasserversorgung/Brandschutz
Die Anlagen zur Löschwasserversorgung sind nach §9 Abs. 1 Punkt 13 BauGB auszuführen.
Die erforderliche Löschwassermenge ist über Hydranten und andere genormte 
Löschwasserentnahmestellen (z. B. unterirdische Löschwasserbehälter) sicherzustellen. Bei 
Neuerrichtung sind die Löschwasserentnahmestellen so anzuordnen, dass innerhalb einer 
Lauflänge von 100 m (Straßenführung) die nächste Löschwasserentnahmestelle erreichbar 
ist und der gesamte Löschwasserbedarf im Umkreis von maximal 300 Meter sichergestellt ist.
 
Zufahrt:
Die Zufahrten zu den Schutzobjekten müssen so ausgeführt werden, dass sie mit 
Feuerwehrfahrzeugen mit einer Achslast von 10 t, einer Länge von 10 m und einer Breite von 
2,5 m zügig befahren werden können (Zufahrt mind. 3,5 m). Entsprechende Aufstellflächen 
für die Feuerwehr müssen vorhanden sein und dürfen nicht durch Bepflanzung oder 
betriebliche Einflüsse beeinträchtigt werden.
 
Für den baulichen Brandschutz sind die einschlägigen Bestimmungen der BayBO zu 
beachten bzw. Stellungnahmen der für den baulichen Brandschutz zuständigen Stellen 
einzuholen.

1. Die Gemeinde Weihmichl hat in der Sitzung vom .................... gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 
Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 
.................... ortsüblich bekannt gemacht.
 
2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung 
und Anhörung für die Vorentwurfsfassung des Bebauungsplans in der Fassung vom 04.07.2024 
hat in der Zeit vom .................... bis .................... stattgefunden.
 
3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß
§ 4 Abs. 1 BauGB für die Vorentwurfsfassung des Bebauungsplans in der Fassung vom 
04.07.2024 hat in der Zeit vom .................... bis .................... stattgefunden.
 
4. Zum Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .................... wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .................... bis 
.................... beteiligt.
 
5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .................... wurde mit der Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .................... bis .................... öffentlich ausgelegt.
 
6. Die Gemeinde Weihmichl hat mit Beschluss des Gemeinderats vom .................... den 
Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom .................... als Satzung 
beschlossen.
 
Weihmichl, den ....................
 
 
.....................................................................                             (Siegel)
Hans-Peter Deifel, 1.Bürgermeister
 
7. Ausgefertigt
 
Weihmichl, den ....................
 
 
 
.....................................................................                             (Siegel)
Hans-Peter Deifel, 1.Bürgermeister
 
8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am .................... gemäß §10 Abs. 3 
Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit 
diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist 
damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.
 
Weihmichl, den ....................
 
 
.....................................................................                             (Siegel)
Hans-Peter Deifel, 1.Bürgermeister

Satzung zur Aufstellung des Bebauungsplans GE „Dorfmühle“ der Gemeinde Weihmichl.
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flächen der Flurstücke 53, 54, 55, 
55/1 und 55/2, 77/2 TF der Gemarkung Weihmichl.
Der Bebauungsplan besteht aus dem Plan vom 04.07.2024, diesem Satzungstext, der 
Begründung vom 04.07.2024 und dem Schallgutachten vom 24.11.2023.
 
Rechtsgrundlagen
Die planungsrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen:
a) Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
394) geändert worden ist.
b) Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl I S. 3786), die durch Art. 2 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist;
c) Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58, zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802, 1808)
 
Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen: Bayerische 
Bauordnung (BayBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, 
BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch das Gesetz vom 23. Juni 2023 (GVBl. S. 250), durch § 4
des Gesetzes vom 7. Juli 2023 (GVBl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 
24. Juli 2023 (GVBl. S. 371) geändert worden ist 
 
Gemeindliches Satzungsrecht:
Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern i.d.F. der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch die §§ 2, 3 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385)
 
Die naturschutzrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen:
a) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 
S.2542), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 
2240)
b) Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG) in der Fassung vom 23. Februar 2011 
(GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2022 (GVBl. S. 723)

Vorentwurf                                                            04.07.2024

„Nutzung der Basisdaten der
Bayerischen Vermessungsverwaltung“

Stand 14.05.2024

„Nutzung der Basisdaten der
Bayerischen Vermessungsverwaltung“

14.05.2024

zeichnerische Hinweise - derzeitige Nutzungsdarstellung (M = ohne)

Als  Wandhöhe  gilt  das  maß  des  bestehenden  Geländes  bei  Bestandsbauten  sowie  das 
geplanten  Geländes  bei  geplanten  Gebäuden  bis  zum  Schnittpunkt  der  Außenwand  mit  der 
Dachhaut  bzw.  bei  über  das  Dach  ragenden  Wänden  bis  zur  OK  Attika.  Bei  begehbaren 
Flachdäc
hern  zählt  die  Gebäudehöhe  bis  OK  geschlossene  Brüstung  (offene  Umwehrungen  gehören 
nicht  zur  Außenwand  und  sind  somit  nicht  anzurechnen).  Bei  geneigten  Dächern  (Pultdach)
ist  die  oberste  Begrenzung  die  Oberkante  Dachfirst.

Dachausbildung:  Die  Gebäude  und  baulichen  Anlagen  sind  als  symmetrisches  Satteldach,
Pultdach  oder  Flachdach  zulässig.

SD:  maximale  Dachneigung  38°
  minimale  Dachneigung  15°

PD:  maximale  Dachneigung  25°
  minimale  Dachneigung  5°

Dachdeckung:  nicht  reflektierende  Dacheindeckung;  keine  unbeschichteten  kupfer-,  zink-  
und bleigedeckten  Dachflächen.
Beim  Einsatz  von  Solaranlagen  ist  auch  eine  Volldeckung  mit  Solarpanelen  zulässig.
Zulässig  sind  auch  begrünte  Dächer.

Fassaden:  Zulässig  sind  Putzflächen,  Holzverkleidungen,  reine  Blechfassaden,  sowie 
Mauerwerksstrukturen.  Die  Verwendung  von  grell-leuchtenden,  spiegelnden  und 
reflektierenden  Farben  und  Materialien  an  Gebäuden  und  baulichen  Anlagen  ist  nicht 
zulässig.

Solar-  und  Photovoltaikanlagen:  Solaranlagen  zur  Warmwassergewinnung  und 
Photovoltaikanlagen  zur  Stromerzeugung,  auch  zur  Wandgestaltung,  sind  zulässig.

Dachaufbauten:  GE
III  

:  Es  sind  technische  Dachaufbauten  (zB.  Kamine)  bis  zu  einer  Höhe 
von  18,50  m  zulässig.

6.  Einfriedungen
Zulässig  als  Einfriedung  sind  Zäune  mit  einer  maximalen  Höhe  von  2,0 m,  ohne  Sockel  und 
einem  Mindestabstand  zum  Boden  von  10 cm.

7. Abstandsflächen
Die  Abstandsflächen  gemäß  §  6  BayBO  in  der  aktuellen  Fassung  sind  einzuhalten  außer  es 
werden  abweichende  Regelungen  in  den  zeichnerischen  sowie  textlichen  Festsetzungen 
getroffen.

8.  Werbeanlagen
An  den  Zufahrtsstraßen  ist  eine  Übersichtstafel  mit  dem  dort  ansässigen  Betrieb  zulässig.
- Werbeanlagen  müssen  dem  Gebäude  untergeordnet  sein
- Leuchtreklamen  sind  unzulässig.
- Dachwerbung  ist  unzulässig.
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